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Drucksache VI/3540 


Der Parlamentarische Staatssekretär Bonn, den 12. Juni 1972 

beim Bundesminister des Auswärtigen 

L 1-86.13 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Gemeinsame Entschließung des Deutschen Bundes- 

tages zu den Verträgen von Moskau und Warschau 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Stücklen, Strauß, 
Dr. Marx (Kaiserslautern), Windelen, Wagner (Günz- 
burg), Dr. Jaeger, Dr. Hallstein, Dr. Wittmann (Mün- 
chen), Frau Griesinger, Engelsberger, Dr. Czaja, Dr. 
Zimmermann, Baron von Wrangel, Roser und Genos- 
sen 

- Drucksache VI/3465 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. In welcher Form ist die gemeinsame Entschließung der Regie- 
rung der UdSSR übermittelt worden? 

a) Hat die Bundesregierung sich die Entschließung als ein Doku- 
ment der Bundesrepublik Deutschland zu eigen gemacht, wie 
dies vom Bundesminister des Auswärtigen am 17. Mai 1972 
vor dem Plenum des Deutschen Bundestages zugesagt 
wurde? 

b) Sind außer dem Text der Entschließung anläßlich deren 
Übermittlung an die UdSSR mündlich oder schriftlich von 
deutscher Seite weitere Erklärungen abgegeben worden und 
gegebenenfalls welche? 

c) Wie hat die sowjetische Regierung hierauf reagiert? 

d) In welcher Weise wird die Entschließung in das sowjetische 
innerstaatliche Zustimmungsverfahren für den Moskauer 
Vertrag einbezogen? 

e) Welchen völkerrechtlichen Wert mißt die Bundesregierung 
der ihr offiziell übergebenen Rede des sowjetischen Außen- 
ministers Gromyko bei, die er anläßlich des innerstaatlichen 
sowjetischen Zustimmungsverfahrens vor beiden außenpoli- 
tischen Ausschüssen des Obersten Sowjets gehalten hat? 
Wie kann deren völkerrechtliche Bedeutung mit derjenigen 
der Bundestagsentschließung verglichen und in Einklang ge- 
bracht werden? Ist die Bundesregierung tatsächlich der Mei- 
nung, daß sie mit jedem Satz der Ausführungen Gromykos 
vor dem Obersten Sowjet übereinstimme? 


Am 19. Mai 1972 empfing der Bundesminister des Auswärtigen 
im Beisein von Staatssekretär Frank den sowjetischen Botschaf- 
ter in der Bundesrepublik Deutschland, Valentin Falin, und 
übergab ihm wie verabredet die Gemeinsame Entschließung des 
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Deutschen Bundestages zu den Verträgen von Moskau und 
Warschau, 

Der Bundesminister erklärte dem sowjetischen Botschafter, daß 
die Entschließung die Auffassung der Bundesrepublik Deutsch- 
land enthalte. 

Der sowjetische Botschafter nahm die Entschließung ohne 
Widerspruch entgegen und erklärte, er werde sie an seine 
Regierung weiterleiten. 

Gleichzeitig übergab der Bundesminister des Auswärtigen dem 
sowjetischen Botschafter drei Auszüge aus der Rede, die der 
Herr Bundeskanzler am 10. Mai 1972 im Bundestag gehalten 
hatte. Diese Auszüge sind in dem Schreiben des Bundesmini- 
sters des Auswärtigen vom 10. Mai 1972 an die Bundestags- 
abgeordneten Dr. Dr. h. c. Birrenbach und. Prof. Dr. Mikat ent- 
halten. 

Der sowjetische Botschafter hat sich gegenüber dem Bundes- 
minister des Auswärtigen dahin gehend geäußert, es könne 
davon ausgegangen werden, daß die Entschließung dem Präsi- 
dium des Obersten Sowjet, das das Ratifikationsverfahren noch 
nicht abgeschlossen habe, zur Kenntnis kommen werde. 

Die sowjetische Regierung ist in der Folgezeit gegenüber der 
Bundesregierung auf die Entschließung nicht zurückgekommen. 
Die Zeitung „Izvestiya" hat die Tatsache der Entschließung er- 
wähnt. Einzelheiten über die Einbeziehung der Entschließung in 
das sowjetische innerstaatliche Zustimmungsverfahren für den 
Moskauer Vertrag sind nicht bekannt geworden. 

Die Bundesregierung hat nicht behauptet, daß sie mit jedem 
Satz der Ausführungen des sowjetischen Außenministers Gro- 
myko übereinstimme, die dieser anläßlich des innerstaatlichen 
sowjetischen Zustimmungsverfahrens vor beiden außenpoli- 
tischen Ausschüssen des Obersten Sowjets gemacht hat. Bei 
dieser Rede handelt es sich um eine in wesentlichen Teilen poli- 
tisch abgefaßte Gesamtwürdigung des deutsch-sowjetischen 
Vertrages. Soweit die Rede auf Einzelfragen der Auslegung des 
Vertrages eingeht, tut sie dies in einer Weise, die mit dem 
Inhalt der Entschließung des Deutschen Bundestages nicht im 
Widerspruch steht. Bei der Bewertung der Rede des sowje- 
tischen Außenministers im Verhältnis zur Entschließung des 
Deutschen Bundestages ist im übrigen zu berücksichtigen, daß 
sie zeitlich vor der Abfassung und Annahme der Entschließung 
des Deutschen Bundestages gehalten worden ist. Im übrigen ist 
die Frage des Verhältnisses der Rede von Außenminister Gro- 
myko zu der Entschließung des Deutschen Bundestages Gegen- 
stand eingehender Erörterungen im Auswärtigen Ausschuß 
gewesen. 


2. In welcher Form ist die gemeinsame Entschließung der Regie- 
rung der Volksrepublik Polen übermittelt worden? 

a) Sind außer dem Text der Entschließung anläßlich deren 
Übermittlung mündlich oder schriftlich weitere Erklärungen 


2 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksadle VI/ 3540 


von deutscher Seite abgegeben worden und gegebenenfalls 
welche? 

b) Wie hat die polnische Regierung darauf reagiert? 

c) Wie beurteilt die Bundesregierung die Erklärung des pol- 
nischen Außenministers Stefan Olszowski (lt. dpa-Meldung 
vom 27. Mai 1972): «... Keiner der in der einseitigen Ent- 
schließung des Bundestages enthaltenen Vorbehalte besitzt 
vom Gesichtspunkt des Völkerrechts und der sich aus dem 
Vertrag ergebenden Verpflichtungen irgendeine Rechts- 
kraft"? 

d) Stimmt die Bundesregierung den in den Ausschußberatungen 
des polnischen Sejm vorgetragenen Feststellungen zu, daß 
die Resolution des Deutschen Bundestages zu den Ostver- 
trägen einseitig und international wertlos sei und zurück- 
gewiesen werden müsse? 


Der Bundesminister des Auswärtigen hat den Text der Ent- 
schließung am 9. Mai 1972 in Bonn dem Leiter der polnischen 
Handelsvertretung, Herrn Piatkowski, übergeben. 

Am 23. Mai 1972 unterrichtete der Leiter unserer Handelsver- 
tretung in Warschau das polnische Außenministerium mündlich 
über den Abschluß des deutschen Verfahrens über das Zustim- 
mungsgesetz zum Warschauer Vertrag und teilte mit, daß der 
Deutsche Bundestag die gemeinsame Entschließung am 17. Mai 
1972 angenommen habe; der Bundesrat habe sie sich am 19. Mai 
1972 zu eigen gemacht. 

Im Einklang mit den im Bundestag abgegebenen Erklärungen 
wurde der polnischen Seite erläutert, daß die Entschließung in 
Übereinstimmung mit dem Warschauer Vertrag steht, dessen 
Sinn und Inhalt sie nicht ändert. 

Der Bundesregierung ist ein Widerspruch der polnischen Regie- 
rung gegen die Entschließung nicht zugegangen. Das polnische 
Außenministerium hat den Text der Entschließung in der Zeit- 
schrift „Forum" veröffentlicht. 

Die Entschließung des Deutschen Bundestages, der sich der 
Bundesrat angeschlossen hat und die von der Bundesregierung 
übernommen worden ist, ist eine politische Grundsatzerklä- 
rung, die den Vertragspartnern offiziell zur Kenntnis gelangt 
ist. Soweit sie Aussagen zu den Verträgen enthält, steht sie mit 
dem Inhalt der Verträge im Einklang. Da sie den Inhalt der Ver- 
träge nicht nachträglich modifiziert, kann sie nicht als Vor- 
behaltserklärung bezeichnet werden. 


3. Wie kommt die Bundesregierung dazu, eine von allen Frak- 
tionen des Deutschen Bundestages gemeinsam und ohne Gegen- 
stimme verabschiedete Entschließung einseitig mit Erläuterun- 
gen zu versehen (Bulletin der Bundesregierung vom 20. Mai 
1972 Nr. 74 S. 1059), die nicht mit den Fraktionen des Deutschen 
Bundestages abgesprochen worden sind? 

Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung ihren eigenen 
Erläuterungen zu? 

Die vom Presse- und Informationsamt veröffentlichten Erläute- 
rungen sollten darstellen, wie es zur gemeinsamen Entschlie- 
ßung kam und welche Grundgedanken in die Entschließung ein- 
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gegangen sind. Den Erläuterungen kommt keine interpretie- 
rende Wirkung zu. Sie dienen ausschließlich dem leichteren 
Verständnis der Öffentlichkeit. 


4. Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß der Austausch der 
Ratifikationsurkunden erst dann vorgenommen werden darf, 
wenn die gemeinsame Entschließung von den Regierungen der 
UdSSR und der Volksrepublik Polen widerspruchslos entgegen- 
genommen worden ist? 

Durch den Austausch der Ratifikationsurkunden ist die Frage 
hinfällig geworden. 

Moersch 
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